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Anerkennungen 
 
 
 
 
Anerkennungen von Prüf-, Überwachungs- und Inspektionsstellen 
 



 



Anerkennungen von Prüf-, Überwachungs- und Inspektionsstellen  
 
 
 
Gemäß der gefahrgutrechtlichen Zuständigkeitsregelungen ist die BAM in Deutschland die 
zuständige Behörde für die Anerkennung von Prüfstellen für die Durchführung von 
Bauartprüfungen, die Anerkennung von Überwachungsstellen für die Durchführung von 
Überwachungsmaßnahmen bei der Herstellung von Gefahrgutverpackungen, einschließlich 
Großpackmittel (IBC) und Großverpackungen, und die Anerkennung von Inspektionsstellen 
für die Durchführung von Inspektionen an Großpackmitteln (IBC); sie ist auch für die 
Änderungen und Widerrufe von Anerkennungen zuständig. 
 
Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben bei der Bauartprüfung und -zulassung von Verpackungen, 
Großpackmitteln (IBC) und Großverpackungen zur Beförderung gefährlicher Güter, der 
Qualitätssicherung und -überwachung der Fertigung nach diesen Zulassungen sowie der 
wiederkehrenden Inspektion und Prüfung von IBC erkennt die BAM Leistungen von Stellen 
an, deren Qualifikation von der BAM für den jeweiligen Tätigkeitsbereich anerkannt worden 
ist.  
 
Erteilte Anerkennungen werden von der BAM auf ihrer Internetseite veröffentlicht und sind 
unter folgenden Seiten zu finden: 
 

Prüfstellen für die Durchführung der Baumusterprüfung von Verpackungen, 
Großpackmitteln (IBC) und Großverpackungen zur Beförderung gefährlicher Güter:  
 

http://www.bam.de/de/service/amtl_mitteilungen/gefahrgutrecht/Pruefstellen.htm  

 
Inspektionsstellen (Überwachungsstellen) für die Prüfung der Funktionsfähigkeit und 
Wirksamkeit der Qualitätssicherungsprogramme für die Fertigung von Verpackungen, 
Großpackmitteln (IBC) und Großverpackungen zur Beförderung gefährlicher Güter:  
 

http://www.bam.de/de/service/amtl_mitteilungen/gefahrgutrecht/ueberwachungsstellen.htm  

 
Inspektionsstellen für die Durchführung der erstmaligen und wiederkehrenden 
Prüfungen/Inspektionen von Großpackmitteln (IBC) zur Beförderung gefährlicher Güter: 
 

http://www.bam.de/de/service/amtl_mitteilungen/gefahrgutrecht/Inspektionsstellen_.htm  
 

Die Listen werden im vierteljährlichen Turnus aktualisiert. Die Anerkennungen sind auf drei 
Jahre befristet. Eine der Bedingungen für eine Anerkennung ist die Teilnahme an dem von 
der BAM organisierten Erfahrungsaustausch; Informationen hierzu sind im Internet 
veröffentlicht: 
 

http://www.tes.bam.de/netzwerke/ak_pruefstellen/index.htm  

http://www.tes.bam.de/netzwerke/inque/index.htm  

http://www.tes.bam.de/netzwerke/ak_inspektionsstellen/index.htm  

http://www.tes.bam.de/netzwerke/erfa_verpackungen/index.htm  
 
Angaben über zu erfüllende Voraussetzungen und das Verfahren der Anerkennung von  
Prüf-, Überwachungs- und Inspektionsstellen sind in den BAM-Gefahrgutregeln:  
BAM-GGR 005, BAM-GGR 001 und BAM-GGR 002 enthalten, die unter folgender 
Internetseite: 
 

http://www.bam.de/de/service/amtl_mitteilungen/gefahrgutrecht/gefahrgutregeln_a.htm 
 
einzusehen sind.  
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Zulassungen 
 
 
 
 
Zulassungen für die Bauart von Verpackungen zur Beförderung gefährlicher Güter 

Zulassungen für die Bauart eines „radioaktiven Stoffes in besonderer Form“ 
 
Zulassung für ein Abdichtungselement, gefügt aus Kunststoffdichtungsbahnen 
(KDB) als Bestandteil einer Kombinationsdichtung in Basis- und  
Oberflächenabdichtungen von Deponien für Siedlungs- und Sonderabfälle  
 



 



Zulassungen für die Bauart von Verpackungen  
(einschließlich Großpackmittel (IBC) und Großverpackungen)  

zur Beförderung gefährlicher Güter 
 
 
 
 
Gemäß der gefahrgutrechtlichen Zuständigkeitsregelungen ist die BAM in Deutschland die 
zuständige Behörde für die Erteilungen der Bauartzulassung von Gefahrgutverpackungen, 
einschließlich von Verpackungen für ansteckungsgefährliche Stoffe, Großpackmitteln (IBC) 
und Großverpackungen.  
 
Die gültigen von der BAM und vom früheren Bundesbahn-Zentralamt, Minden (BZA) 
erstellten oder neu gefassten Zulassungen werden auf der Internetseite der BAM in 
tabellarischer Form veröffentlicht, soweit die Fertigung nach diesen Zulassungen 
ordnungsgemäß überwacht wird. Sie sind unter den folgenden Seiten zu finden: 

 http://www.bam.de/de/service/amtl_mitteilungen/gefahrgutrecht/zulassungen.htm  
 

Sie sind gegliedert nach Verpackungs-, IBC- und Großverpackungsarten. Die Auflistung folgt 
dem Verpackungscode und innerhalb einer Gruppe der laufenden Nummer des 
Zulassungsscheins. 

Für die ab dem 1. April 2000 erstellten oder neu gefassten Zulassungen kann der Volltext 
der Zulassungen (als PDF-Dokument) durch Anklicken der in diesen Fällen blau 
dargestellten Nummern der Zulassungsscheine eingesehen und ausgedruckt werden. 
 
Auch die blau dargestellten Hersteller-Kurzzeichen können angeklickt werden und öffnen 
nähere Angaben zu den Herstellern im PDF-Format. 
 
Die Tabelle wird im vierteljährlichen Turnus aktualisiert. Die Darstellung älterer Zulassungen 
mit dem vollen Informationsgehalt, einschließlich der Volltextdarstellung, kann in Verbindung 
mit einer kostenpflichtigen Neufassung der Zulassung beantragt werden.  
 
Um einen Überblick über die im vergangenen Vierteljahr neu erteilten Zulassungen zu 
erleichtern, werden diese in einer gesonderten Darstellung angeboten. Dies gilt auch für die 
in diesem Zeitraum widerrufenen Zulassungen. 
 
Zusätzlich stellt die BAM einen Auszug aus ihrer Verpackungsdatenbank zur interaktiven 
Suche von Zulassungen bereit. Es können Zulassungen anhand bestimmter Kriterien 
gefunden, zu Listen zusammengestellt und ausgedruckt werden. 
 
Diese „Recherche Gefahrgutverpackungen“ finden Sie unter den folgenden Seiten: 

 http://www.tes.bam.de/verpackungen  
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Zustimmungen 
 
 
 
 
Zustimmung zur Überschreitung der zulässigen Menge an gefährlichen Gütern  
in Maschinen und Apparaten für die Beförderung gefährlicher Güter  
der UN-Nummer 3363 mit Seeschiffen 
 



 



 
 

ZUSTIMMUNG Nr. D/BAM/See/II.2-88/08 
(Approval No. D/BAM/See/II.2-88/08) 

 
zur Überschreitung der Menge an gefährlichen Gütern in Maschinen und Apparaten 

für die Beförderung gefährlicher Güter der UN-Nummer 3363 mit Seeschiffen 
(to the exceeding of the quantity of dangerous goods in machinery or apparatus 

for transport of dangerous goods of UN No 3363 by sea) 
 

Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung, Unter den Eichen 87, D-12205 Berlin 
(Federal Institute for Materials Research and Testing, Unter den Eichen 87, D-12205 Berlin) 

 
 

 
 

 
Durch die vom Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung nach § 6 Nr. 5 der Gefahrgutver-
ordnung See (GGVSee) in Verbindung mit Kapitel 7.9 des IMDG-Code bestimmte zuständige Behörde 
Deutschlands wird auf Antrag der Firma 
 
Siemens AG, Division Drive Technologies, A&D LD LM EH&S, Vogelweiherstr. 1-15, D-90441 
 
vom 13. Februar 2008 gemäß Sondervorschrift 301 des IMDG-Code zugestimmt, dass die im Antrag be-
schriebenen Geräte, zwei Kondensatoren, unter den Bedingungen der UN-Nummer 3363 von Deutschland 
nach Korea befördert werden darf, wenn die in dieser Zustimmung aufgeführten Nebenbestimmungen ein-
gehalten werden. Jeder Kondensator besteht dabei aus 144 kleineren Kondensatoren sowie einem automati-
schen Feuerlöschsystem. Jeder Kondensator enthält als Elektrolyt 30,6 Liter Acetonitril (UN 1648) sowie in 
dem automatischen Feuerlöschsystem 1,2 kg Heptafluorpropan (UN 3296). 
 
(At the request of Siemens AG, Division Drive Technologies, A&D LD LM EH&S, Vogelweiherstr. 1-15,  
D-90441 
 
dated of 13 February 2008 the competent German authority authorised by the Federal Ministry of Transport, 
Building and Urban Affairs under Section 6(5) of the Carriage of Dangerous Goods by Sea Ordinance in con-
junction with Chapter 7.9 of the IMDG Code approves, in accordance with special provision 301 of the IMDG 
Code, that the articles described in the order which are two condensers shall be transported under the condi-
tions of UN 3363 from Germany to Korea if the supplementary provisions of this approval certificate are met. 
Each condenser is build by 144 smaler condensers and an automatically fire extinguish system. Each con-
denser containes 30.6 litres of acetonitrile (UN 1648) as electrolyte as well as 1.2 kg of heptafluoropropane 
(UN 3296) within the automatically fire extinguish system.) 
 
Nebenbestimmungen 
(Supplementary provisions) 
 
Folgende Nebenbestimmungen sind zu beachten: 
(The following supplementary provisions have to be complied with:) 
 
Die in den Geräten enthaltenden 144 kleineren Kondensatoren sowie die Behälter des automatischen Feuer-
löschsystems sind dicht verschlossen und ein nicht trennbarer Bestandteil der Geräte, notwendig für deren 
Funktion und so gesichert, dass sie während der Beförderung nicht entfernt werden können. 

 
Veröffentlichungen, auch auszugsweise, Hinweise auf Untersuchungen zu Werbezwecken und die Verarbeitung von Inhalten, bedürfen in jedem Einzelfalle  

der widerruflichen schriftlichen Einwilligung der BAM 
 

 BAM/Fachgruppe II.2/Dö/(Zustimmung D/BAM/See/II.2-88/08) 
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Seite (page) 2 vom (dated) 2009-02-19 

 
(The smaller 144 condensers of the articles as well as the automatically fire extingutsh systems of the articles 
are sealed and shall be integral elements of the article. They shall also be so secured that they can not be 
removed during transport.) 
 
Die Stau- und Trennvorschriften sind entsprechend zu beachten. 
(The stowage and segregation requirements shall be complied respectively.) 
 
Wird diese Zustimmung in Anspruch genommen, so ist in der "Verantwortlichen Erklärung" nach § 8 der 
GGVSee auf diese Zustimmung zu verweisen oder eine Kopie des Wortlautes beizufügen. 
(If this approval will be used it has to be referred to the “shipper´s declaration“ according to § 8 of GGVSee or 
a copy of the wording of the statement of approval has to be added.) 
 
Diese Zustimmung wird unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufes erteilt. 
(This approval may be revoked any time.) 
 
Gültigkeit: 
(Validity:) 
 
Für einen einmaligen Transport von Deutschland nach Korea oder spätestens bis 31. März 2008. 
(For only one transport from Germany to Korea or at least until th 31 March 2008..) 
 
Rechtsbelehrung: 
(Legal remedies:) 
 
Gegen diese Zustimmung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch bei der ausstellen-
den Behörde erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen. 
(Objections to this approval may be raised with the authority which has issued such approval within one 
month of the date of issue. The objections have to be entered or recorded in writing.) 
 

Berlin, den 19. Februar 2008 
 

Abteilung II Fachgruppe II.2 
Chemische Sicherheitstechnik Arbeitsgruppe Bewertung von  
(Department II Gefahrgütern/-stoffen 
Chemical Safety Engineering) (Division  II.2 
 Working group Assessment of  
 Dangerous Goods/Substances) 
 
Im Auftrag Im Auftrag 
(For the authority) (For the authority) 

 
  (Dienstsiegel) 

 (Official seal) 
 

Dr. Schendler Dipl.-Ing. Döring 
 

 
 
Diese Zustimmung besteht aus 2 Seiten. 
(This approval comprises 2 pages.) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung, Unter den Eichen 87, D-12205 Berlin 
(Federal Institute for Materials Research and Testing, Unter den Eichen 87, D-12205 Berlin) 

 BAM/Fachgruppe II.2/Dö/(Zustimmung D/BAM/See/II.2-88/08) 
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Rechtliche Grundlagen für die Aufgaben der Bundesanstalt
für Materialforschung und -prüfung (BAM)

Die BAM hat in Gesetzen und Verordnungen geregelte Aufga-

ben; im Einzelnen gilt der Wortlaut der angegebenen Vorschrif-

ten in der jeweils aktuellen Fassung.

§ 44 Sprengstoffgesetz – SprengG
Rechtsstellung der Bundesanstalt

(1) Die Bundesanstalt     ist eine bundesunmittelbare, nicht rechts-

fähige Anstalt des öffentlichen Rechts im Geschäftsbereich

des Bundesministeriums für Wirtschaft und Arbeit; sie ist eine

Bundesoberbehörde.

(2 Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit wird er-

mächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung

des Bundesrates bedarf, Vorschriften über die vertragliche In-

anspruchnahme der Bundesanstalt und die Gebühren und

Auslagen für ihre Nutzleistungen zu erlassen. Die Gebühren

sind nach dem Personal- und Sachaufwand für die Nutzleis-

tung der Bundesanstalt unter Berücksichtigung ihres wirtschaft-

lichen Wertes für den Antragsteller zu bestimmen. Der Perso-

nalaufwand kann nach der Zahl der Stunden bemessen wer-

den, die Bedienstete der Bundesanstalt für Prüfungen bestimmter

Arten von Prüfgegenständen durchschnittlich benötigen. Die

Gebühr kann auch für eine Amtshandlung erhoben werden,

die nicht begonnen oder nicht zu Ende geführt worden ist,

wenn die Gründe hierfür von demjenigen zu vertreten sind, der

die Amtshandlung veranlasst hat.

(3) Zur Abgeltung mehrfacher gleichartiger Nutzleistungen für

denselben Antragsteller können Pauschgebühren vorgesehen

werden. Bei der Bemessung der Pauschgebührensätze ist der

geringere Umfang des Verwaltungsaufwandes zu berücksich-

tigen.

§ 45 SprengG
Aufgaben der Bundesanstalt

Die Bundesanstalt ist zuständig für

1. die Durchführung und Auswertung physikalischer und che-

mischer Prüfungen von Stoffen  und Anlagen einschließlich

der Bereitstellung von Referenzverfahren und -materialien,

2. die Weiterentwicklung von Sicherheit und Zuverlässigkeit in

Chemie- und Materialtechnik,

3. die Durchführung der ihr durch dieses Gesetz zugewiese-

nen Aufgaben.

§ 2 SprengG
Anwendung auf neue sonstige
explosionsgefährliche Stoffe

(1) Wer einen in einer Liste nach Absatz 6 nicht aufgeführten

Stoff, bei dem die Annahme begründet ist, dass er explosions-

gefährlich ist und der nicht zur Verwendung als Explosivstoff

oder pyrotechnischer Satz bestimmt ist, einführt, aus einem

anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union in den Geltungs-

bereich dieses Gesetzes verbringt oder herstellt und ihn vertrei-

ben, anderen überlassen oder verwenden will, hat dies der

Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung (Bundesan-

stalt) unverzüglich anzuzeigen und ihr auf Verlangen eine Stoff-

probe vorzulegen.

(2) Die Bundesanstalt stellt innerhalb von zwei Monaten nach

Eingang der Anzeige oder, falls die Vorlage einer Stoffprobe

verlangt wird, nach Vorlage dieser Stoffprobe auf Grund der in

der § 1 Abs. 1 Satz 2 bezeichneten Prüfverfahren fest, ob der

angezeigte Stoff explosionsgefährlich ist. Erweist er sich als

explosionsgefährlich, erlässt die Bundesanstalt vor Ablauf der

genannten Frist einen Feststellungsbescheid. Entsprechendes

gilt, wenn ihr auf andere Weise ein neuer sonstiger explosions-

gefährlicher Stoff nach § 1 Abs. 3 bekannt wird, der im Gel-

tungsbereich dieses Gesetzes vertrieben, anderen überlassen

oder verwendet wird.

(3) Bei einem neuen sonstigen explosionsgefährlichen Stoff nach

§ 1 Abs. 3 stellt die Bundesanstalt     in dem Feststellungsbescheid

außerdem fest, welcher Stoffgruppe     der Anlage II der Stoff zuzu-

ordnen ist.

§ 5 SprengG
Zulassung von pyrotechnischen Sätzen, sonstigen

explosionsgefährlichen Stoffen und Sprengzubehör

Pyrotechnische Sätze, sonstige explosionsgefährliche Stoffe und

Sprengzubehör dürfen nur eingeführt, verbracht, vertrieben, ande-

ren überlassen oder verwendet werden, wenn sie ihrer Zusam-

mensetzung, Beschaffenheit und Bezeichnung nach von der Bun-

desanstalt zugelassen worden sind oder durch Rechtsverordnung

nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 allgemein zugelassen sind.

§ 5a SprengG
Konformitätsnachweis für Explosivstoffe

Die Bundesanstalt     kann vom Erfordernis des Konformitätsnach-

weises nach Absatz 1 Satz 1 Ausnahmen zulassen.

§ 15 Abs. 7 SprengG

Zuständige Behörde nach Absatz 6 Satz 1 ist für das Verbringen in

den, durch den und aus dem Geltungsbereich dieses Gesetzes die

Bundesanstalt.

§ 12a 1. SprengV

Zuständig für die Prüfung nach Absatz 1 und die Erteilung der EG-

Baumusterprüfbescheinigungen im Geltungsbereich des Geset-

zes ist ausschließlich die Bundesanstalt. Sie kann mit der Durch-

führung von Teilen der Prüfungen auch andere Prüflaboratorien

beauftragen, die die Anforderungen nach Anlage 9 erfüllen müs-

sen. Die Bundesanstalt übermittelt den übrigen Mitgliedstaaten

alle erforderlichen Angaben über im Geltungsbereich des Geset-

zes erteilte, geänderte, zurückgenommene oder widerrufene EG-

Baumusterprüfbescheinigungen.

§ 12c 1. SprengV

Benannte Stelle im Sinne des Absatzes 1 ist die Bundesanstalt.

Benannte Stelle ist auch jede von den Ländern als Prüflaboratori-

um oder Zertifizierungsstelle für einen bestimmten Aufgabenbe-

reich dem Bundesministerium des Innern benannte und von ihm im

Bundesanzeiger bekannt gemachte Stelle. Die Stelle kann be-

nannt werden, wenn in einem Akkreditierungsverfahren festge-

stellt wurde, dass die Einhaltung der Anforderungen nach Anlage 9

gewährleistet ist. Die Akkreditierung kann unter Auflagen erteilt

werden und ist zu befristen. Erteilung, Ablauf, Rücknahme, Wider-

ruf und Erlöschen sind dem Bundesministerium des Innern unver-

züglich anzuzeigen.

§ 13 1. SprengV

(1) Die Bundesanstalt hat eine Liste der gemäß § 5 des Gesetzes

erteilten Zulassungen für pyrotechnische Sätze, sonstige explosi-

onsgefährliche Stoffe und Sprengzubehör, der nach § 6a Abs. 1a

Satz 1 angezeigten Explosivstoffe, der nach § 6a Abs. 1a Satz 4

festgelegten Beschränkungen oder Ergänzungen der Anleitung

zur Verwendung sowie der gemäß § 12a erteilten EG-Baumuster-

prüf-bescheinigungen für Explosivstoffe zu führen und diese auf

dem jeweils neuesten Stand zu halten. Die Liste soll die folgenden

Angaben enthalten:

1. die Bezeichnung des Stoffes oder Gegenstandes,

2. im Falle der pyrotechnischen Sätze, der sonstigen explosions-

gefährlichen Stoffe und des Sprengzubehörs: den Namen und

die Anschrift des Herstellers und gegebenenfalls des Einfüh-

rers sowie das Zulassungszeichen,
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3. im Falle der Explosivstoffe: den Namen und die Anschrift des

Herstellers und gegebenenfalls seines in der Europäischen

Union  ansässigen Bevollmächtigten sowie die Identifikations-

nummer,

4. Beschränkungen, Befristungen, Bedingungen und Auflagen.

(2) Die Bundesanstalt hat auch eine Liste der ihr von den benann-

ten Stellen der anderen Mitgliedstaaten mitgeteilten EG-Baumus-

terprüfbescheinigungen zu führen. Absatz 1 findet entsprechen-

de Anwendung.

(3) Die Listen sind bei der Bundesanstalt während der Dienststun-

den auszulegen. Auf Verlangen eines Dritten ist diesem gegen

Kostenerstattung eine Abschrift oder Vervielfältigung zu überlas-

sen.

§ 19 1. SprengV

Die Bundesanstalt kann auf Antrag des Herstellers, seines in ei-

nem Mitgliedstaat ansässigen Bevollmächtigten oder des Einfüh-

rers Ausnahmen von den Vorschriften über die Kennzeichnung

und Verpackung explosionsgefährlicher Stoffe und von Spreng-

zubehör allgemein zulassen, soweit der Schutz von Leben, Ge-

sundheit und Sachgütern Beschäftigter oder Dritter dies zulässt.

§ 25a 1. SprengV

Die Genehmigung des Verbringens von Explosivstoffen nach § 15

Abs. 6 Satz 1 des Gesetzes ist vom Empfänger der Explosivstoffe

oder seinem Bevollmächtigten schriftlich bei der nach § 15 Abs. 7

des Gesetzes zuständigen Stelle zu beantragen.

§ 47 1. SprengV

Die Zuständigkeiten für die Verfolgung und Ahndung von Ord-

nungswidrigkeiten

1. nach § 41 Abs. 1 Nr. 1 bis 1b des Gesetzes,

2. nach § 41 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes,

3. nach § 41 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes, soweit danach ord-

nungswidrig handelt, wer einer vollziehbaren Auflage nach § 5

Abs. 2 Satz 2 oder 3 nicht, nicht vollständig oder nicht recht-

zeitig nachkommt,

4. nach § 41 Abs. 1 Nr. 3 a bis 3 c des Gesetzes,

wird der Bundesanstalt übertragen.

§ 4 2. SprengV
Lager- und Verträglichkeitsgruppenzuordnung

(3) Die Bundesanstalt     ordnet die angezeigten explosionsgefährli-

chen Stoffe in der vorgesehenen Verpackung nach den Num-

mern 2.1.2 bis 2.1.5 oder 3.1.1.1 bis 3.1.1.3 des Anhangs zu

dieser Verordnung der maßgebenden Lagergruppe und die Ex-

plosivstoffe der Lagergruppe 1.1 bis 1.4 nach Nummer 2.7 Abs. 1

in Verbindung mit Anlage 5 des Anhangs der zutreffenden Ver-

träglichkeitsgruppe zu. Sie teilt die Zuordnung dem Anzeigenden

mit. Sie führt eine Liste der Zuordnungen nach Satz 1, die folgen-

de Angaben enthalten soll:

1. die Bezeichnung des Stoffes oder Gegenstandes,

2. die dem Produkt zugeordnete Lager- und Verträglichkeitsgrup-

pe,

3. die sicherheitsrelevanten Verpackungsmerkmale und

4. erforderlichenfalls besondere Sicherheitshinweise.

Die Liste ist bei der Bundesanstalt während der Dienststunden

auszulegen. Auf Verlangen eines Dritten ist diesem gegen Kos-

tenerstattung eine Abschrift oder Vervielfältigung zu überlassen.

§ 5 Gesetz über die Beförderung
gefährlicher Güter – GGBefG

Zuständigkeiten

(2) Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswe-

sen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung

des Bundesrates die für die Ausführung dieses Gesetzes und der

auf ihm beruhenden Rechtsvorschriften zuständigen Behörden

und Stellen zu bestimmen, soweit es sich um den Bereich der

bundeseigenen Verwaltung handelt. Wenn und soweit der Zweck

des Gesetzes durch das Verwaltungshandeln der Länder nicht

erreicht werden kann, kann das Bundesministerium für Verkehr,

Bau- und Wohnungswesen durch Rechtsverordnung mit Zustim-

mung des Bundesrates das Bundesamt für Strahlenschutz, die

Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung, das Bundesin-

stitut für Risikobewertung, das Eisenbahn-Bundesamt, das Kraft-

fahrt-Bundesamt, die Physikalisch-Technische Bundesanstalt, das

Robert-Koch-Institut, das Umweltbundesamt und das Wehrwis-

senschaftliche Institut für Werk-, Explosiv- und Betriebsstoffe auch

für den Bereich für zuständig erklären, in dem die Länder dieses

Gesetz und die auf ihm beruhenden Rechtsvorschriften auszufüh-

ren hätten. Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh-

nungswesen kann ferner durch Rechtsverordnung mit Zustim-

mung des Bundesrates bestimmen, dass

1. die Industrie- und Handelskammern für die Durchführung, Über-

wachung und Anerkennung der Ausbildung, Prüfung und Fort-

bildung von am Gefahrguttransport beteiligten Personen, für

die Erteilung von Bescheinigungen sowie für die Anerkennung

von Lehrgängen, Lehrgangsveranstaltern und Lehrkräften zu-

ständig sind und insoweit Einzelheiten durch Satzungen re-

geln sowie

2. Sachverständige und sachkundige Personen für Prüfungen,

Überwachungen und Bescheinigungen hinsichtlich der Beför-

derung gefährlicher Güter zuständig sind. Die in Satz 3 Nr. 2

Genannten unterliegen der Aufsicht der Länder und dürfen im

Bereich eines Landes nur tätig werden, wenn sie dazu von der

zuständigen obersten Landesbehörde oder der von ihr be-

stimmten oder der nach Landesrecht zuständigen Stelle ent-

sprechend ermächtigt worden sind.

§ 7a GGBefG
Anhörung

(1) Vor dem Erlass von Rechtsverordnungen nach den §§ 3, 6 und

7 sollen Sicherheitsbehörden und -organisationen angehört wer-

den, insbesondere

1. das Bundesamt für Strahlenschutz,

2. die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung,

3. das Bundesinstitut für Risikobewertung,

4. die Physikalisch-Technische Bundesanstalt,

5. das Robert-Koch-Institut,

6. das Umweltbundesamt,

7. das Wehrwissenschaftliche Institut für Werk-, Explosiv- und

Betriebsstoffe

und

8. das Eisenbahn-Bundesamt.

§ 9 GGBefG
Überwachung

(1) Die Beförderung gefährlicher Güter unterliegt der Überwachung

durch die zuständigen Behörden.

(2) Die für die Beförderung gefährlicher Güter Verantwortlichen

(Absatz 5) haben den für die Überwachung zuständigen Behör-

den und deren Beauftragten die zur Erfüllung ihrer Aufgaben er-

forderlichen Auskünfte unverzüglich zu erteilen. Die von der zu-

ständigen Behörde mit der Überwachung beauftragten Personen

sind befugt, Grundstücke, Betriebsanlagen, Geschäftsräume,

Fahrzeuge und zur Verhütung dringender Gefahren für die öffent-

liche Sicherheit oder Ordnung, insbesondere für die Allgemein-

heit, für wichtige Gemeingüter, für Leben und Gesundheit von

Menschen sowie für Tiere und Sachen auch die Wohnräume des

Auskunftspflichtigen zu betreten, dort Prüfungen und Besichti-

gungen vorzunehmen und die geschäftlichen Unterlagen des

Auskunftspflichtigen einzusehen. Der Auskunftspflichtige hat die-

se Maßnahmen zu dulden. Er hat den mit der Überwachung be-

auftragten Personen auf Verlangen Proben und Muster von ge-

fährlichen Stoffen und Gegenständen oder Muster von Verpa-

ckungen zum Zwecke der amtlichen Untersuchung zu übergeben.

Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des

Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. Der Auskunftspflich-

tige hat der für die Überwachung zuständigen Behörde bei der

Durchführung der Überwachungsmaßnahmen die erforderlichen

Hilfsmittel zu stellen und die nötige Mithilfe zu leisten.
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(2a) Überwachungsmaßnahmen können sich auch auf Brief-

und andere Postsendungen beziehen. Die von der zuständigen

Behörde mit der Überwachung beauftragten Personen sind nur

dann befugt, verschlossene Brief- und andere Postsendungen

zu öffnen oder sich auf sonstige Weise von ihrem Inhalt Kenntnis

zu verschaffen, wenn Tatsachen die Annahme begründen, daß

sich darin gefährliche Güter im Sinne des § 2 Abs. 1 befinden und

von diesen eine Gefahr ausgeht. Das Grundrecht des Brief- und

Postgeheimnisses (Artikel 10 des Grundgesetzes) wird insoweit

eingeschränkt. Absatz 2 gilt für die Durchführung von Überwa-

chungsmaßnahmen entsprechend.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für die Überwachung
von Fertigungen von Verpackungen, Behältern (Containern)
und Fahrzeugen, die nach Baumustern hergestellt werden,
welche in den Vorschriften für die Beförderung gefährlicher
Güter festgelegt sind.

(4) Der zur Erteilung der Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft

auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst

oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung

bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung

oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrig-

keiten aussetzen würde.

(5) Verantwortlicher für die Beförderung ist, wer als Unternehmer

oder als Inhaber eines Betriebes

1. gefährliche Güter verpackt, verlädt, versendet, befördert, ent-

lädt, empfängt oder auspackt oder

2. Verpackungen, Behälter (Container) oder Fahrzeuge zur Be-

förderung gefährlicher Güter gemäß Absatz 3 herstellt.

§ 6 Verordnung über die Beförderung gefährlicher
Güter mit Seeschiffen

GGVSee – Gefahrgutverordnung See
Zuständigkeiten

5. Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung ist für

die Durchführung dieser Verordnung zuständig für die Prü-

fung und Zulassung der Baumuster von Verpackungen, IBC,

Großverpackungen und ortsbeweglichen Tanks sowie für die

Anerkennung von Sachverständigen für Prüfungen an IBC

und ortsbeweglichen Tanks sowie in allen Fällen, in denen im

IMDG-Code einer zuständigen Behörde für Verpackungen,

IBC, Großverpackungen und ortsbewegliche Tanks Aufga-

ben übertragen worden sind, sowie in allen Fällen, in denen

im IMDG-Code für gefährliche Güter der Klasse 1 - ausge-

nommen Güter, die militärisch genutzt werden -, der Klassen

2, 4.1, 4.2, 4.3, 5.1, 5.2 und 7 - in Bezug auf Prüfung und

Zulassung radioaktiver Stoffe, die Prüfung zulassungspflich-

tiger Versandstücke sowie die Qualitätssicherung und -über-

wachung von Versandstücken - und der Klasse 9 - ausge-

nommen Meeresschadstoffe - sowie nach dem EmS-Leitfa-

den eine zuständige Behörde tätig werden muss.

12. Die von der Bundesanstalt für Materialforschung und -prü-

fung     gemäß Absatz 5 anerkannten Sachverständigen sind

für die Durchführung dieser Verordnung zuständig für

1. die Baumusterprüfung von ortsbeweglichen Tanks und

Gascontainern mit mehreren Elementen (MEGC) nach

Kapitel 6.7 Nr. 6.7.2.18.1, 6.7.3.14.1, 6.7.4.13.1 und

6.7.5.11.1 in Verbindung mit Kapitel 4.2 und Kapitel 6.7 Nr.

6.7.2.19.9, 6.7.3.15.9, 6.7.4.14.10 und 6.7.5.12.7 des

IMDG-Codes;

2. die erstmalige und wiederkehrende Prüfung von ortsbe-

weglichen Tanks und Gascontainern mit mehreren Ele-

menten (MEGC) nach Kapitel 6.7 Nr. 6.7.2.19.9, 6.7.3.15.9,

6.7.4.14.10 und 6.7.5.12.7 in Verbindung mit Kapitel 6.7

Nr. 6.7.2.6.3, 6.7.2.10.1, 6.7.2.19.10, 6.7.3.15.10,

6.7.4.5.10, 6.7.4.14.11 und 6.7.5.12.2 des IMDG-Codes;

3. Aufgaben zur Prüfung von ortsbeweglichen Tanks und Gas-

containernmit mehreren Elementen (MEGC) nach Kapitel

6.7Nr. 6.7.2.6.3, 6.7.2.10.1, 6.7.2.19.10, 6.7.3.15.10 und

6.7.4.14.11 des IMDG-Codes und

4. die Baumusterprüfung sowie die erstmalige und wieder-

kehrende Prüfung von Tanks der Straßentankfahrzeuge

für lange Seereisen nach Kapitel 6.8 Nr. 6.8.2.2.1 und

6.8.2.2.2 des IMDG-Codes.

§ 5 Verordnung über die Beförderung
Gefährlicher Güter auf Binnengewässern – GGV-

BinSch
Ausnahmen

(3) Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung     kann

im Binnenschiffsverkehr für den Bereich der Bundeswasserstra-

ßen auf Antrag für Einzelfälle oder allgemein für bestimmte An-

tragsteller Produkte, die noch nicht für Beförderungen in Tank-

schiffen zugelassen sind, zulassen, soweit dies nach Kapitel 1.5

zulässig ist. Die vorgesehenen Ausnahmen und die Ausnahme-

entscheidungen sind dem Bundesministerium für Verkehr, Bau-

und Wohnungswesen mitzuteilen.

§ 6 GGVBinSch
Zuständigkeiten

(5) Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung ist für

die Durchführung dieser Verordnung zuständig für

1. die Erteilung der Genehmigung für die Beförderung von che-

mischen Proben nach Abschnitt 3.3.1 Sondervorschrift 250;

2. die Zuordnung explosiver Stoffe und Gegenstände mit Explo-

sivstoff und die schriftliche Genehmigung der Beförderungs-

bedingungen nach Absatz 2.2.1.1.3  und die Zuordnung nach

Abschnitt 3.3.1 Sondervorschrift 16, 266, 271, 272, 278 und

288 sowie die Zustimmung nach Abschnitt 3.3.1 Sondervor-

schrift 645, soweit es sich nicht um den militärischen Bereich

handelt;

3. die Anerkennung der vergleichbaren Methoden nach Absatz

2.2.2.1.5 und die Zulassung des Typs der porösen Masse

nach Absatz 6.2.1.1.2 des ADR/RID;

4. die Genehmigung höherer Lithiummengen und die Genehmi-

gung gleichwertiger Prüfungen nach Kapitel 3.3 Sondervor-

schrift 636 Buchstabe a;

5. die Klassifizierung und Zuordnung nach Absatz 2.2.41.1.13

und Abschnitt 3.3.1 Sondervorschrift 271 und die Festset-

zung der Bedingungen nach Absatz 4.1.7.2.2 des ADR/RID

sowie die Genehmigung zur Beförderung nach Abschnitt 3.3.1

Sondervorschrift 272;

6. die Festlegung von Bedingungen zur Beförderung von UN

3292 Batterien oder Zellen nach Absatz 2.2.43.1.4 und Ab-

schnitt 3.3.1 Sondervorschrift 239;

7. die Klassifizierung und Zuordnung organischer Peroxide nach

Absatz 2.2.52.1.8;

8. die Prüfung und Zulassung radioaktiver Stoffe in besonderer

Form nach Absatz 5.1.5.3.1 in Verbindung mit Unterabschnitt

6.4.22.5 Satz 1 des  ADR/RID, die Bestätigung nach Unter-

abschnitt 6.4.22.6 Buchstabe a des ADR/RID, die Zulassung

der Bauart von Verpackungen für nicht spaltbares oder spalt-

bares freigestelltes Uraniumhexafluorid nach Absatz 5.1.5.3.1

in Verbindung mit Unterabschnitt 6.4.22.1 des ADR/RID und

die Bestätigung nach Unterabschnitt 6.4.22.6 Buchstabe a

des ADR/RID;

9. die Prüfung und Zulassung der Bauart gering dispergierbarer

radioaktiver Stoffe nach Absatz 5.1.5.3.1 in Verbindung mit

Unterabschnitt 6.4.22.5 Satz 2 des ADR/RID und die Bestä-

tigung nach Unterabschnitt 6.4.22.6 Buchstabe a des ADR/

RID im Einvernehmen mit dem Bundesamt für Strahlenschutz;

10. die Fälle, in denen nach Kapitel 2.2 und 3.3 - ausgenommen

Abschnitt 3.3.1 Sondervorschrift 283 -, Kapitel 4.1 des ADR/

RID - ausgenommen Unterabschnitt 4.1.4.1 Verpackungs-

anweisung P 200, P 201 und P 203 -, Kapitel 4.2 des ADR/

RID - ausgenommen Unterabschnitt 4.2.1.8, 4.2.2.5 und

4.2.3.4 -, Kapitel 4.3 des ADR/RID - ausgenommen Absatz

4.3.3.2.5 -, Kapitel 6.7 des ADR/RID - ausgenommen Absatz

6.7.2.19.6 Buchstabe b und Absatz 6.7.4.14.6 Buchstabe b -

und Kapitel 6.9 des ADR/RID bestimmte     Aufgaben einer

zuständigen Behörde zugewiesen sind und in dieser Verord-

nung eine Bestimmung der Zuständigkeit nicht erfolgt ist, und

11. die Zulassung von Gasspüranlagen nach Unterabschnitt

7.2.2.6.
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§ 6 Gefahrgutverordnung Straße und
Eisenbahn – GGVSE

Zuständigkeiten

(2) Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung ist für

die Durchführung dieser Verordnung zuständig für

1. die Erteilung der Genehmigung für die Beförderung von che-

mischen Proben nach Abschnitt 3.3.1 Sondervorschrift 250;

2. die Zuordnung explosiver Stoffe und Gegenstände mit Explo-

sivstoff und die schriftliche Genehmigung der Beförderungs-

bedingungen nach Absatz 2.2.1.1.3 und die Zuordnung nach

Abschnitt 3.3.1 Sondervorschrift 16, 237, 266, 271, 272, 278

und 288, die Genehmigung zur Beförderung nach Abschnitt

3.3.1 Sondervorschrift 311, die Zustimmung nach Abschnitt

3.3.1 Sondervorschrift 645 sowie die Zulassung der Tren-

nungsmethoden nach Unterabschnitt 7.5.2.2, soweit es sich

nicht um den militärischen Bereich handelt;

3. die Anerkennung der vergleichbaren Methoden nach Absatz

2.2.2.1.5, die Festlegung der Vorschriften und Prüfungen ei-

nes Typs der porösen Masse nach Unterabschnitt 4.1.6.2

und die Zulassung des Typs der porösen Masse nach Absatz

6.2.1.1.2;

4. (weggefallen)

5. die Klassifizierung und Zuordnung nach Absatz 2.2.41.1.13

und Abschnitt 3.3.1 Sonderschrift 271 und für die Festset-

zung der Bedingungen nach Absatz 4.1.7.2.2 und für die

Genehmigung zur Beförderung nach Abschnitt 3.3.1 Son-

dervorschrift 272;

6. die Festlegung von Bedingungen zur Beförderung von UN

3.292 Batterien oder Zellen nach Absatz 2.2.43.1.4 und Ab-

schnitt 3.3.1 Sondervorschrift 239;

7. die Klassifizierung und Zuordnung organischer Peroxide nach

Absatz 2.2.52.1.8;

8. die Prüfung, die Anerkennung von Prüfstellen und Sachkun-

digen für Inspektionen, die Erteilung der Kennzeichnung und

die Bauartzulassung von Verpackungen, Großpackmitteln

(IBC), Großverpackungen und Bergungsverpackungen nach

Unterabschnitt 4.1.1.3, Absatz 4.1.1.19.3 Buchstabe c Satz

2 und Buchstabe d, Unterabschnitt 6.1.1.2, Abschnitt 6.1.3,

6.1.5, Unterabschnitt 6.3.1.1, 6.3.2.7, Absatz 6.5.1.1.2,

6.5.1.1.3, 6.5.1.6.4, 6.5.1.6.6, 6.5.1.6.7, Abschnitt 6.5.2 und

6.5.4 sowie für die Zulassung der Reparatur flexibler IBC im

Sinne des Abschnitts 1.2.1;

9. die Zulassung zur Beförderung nach Unterabschnitt 4.1.5.15,

die Genehmigung der Verpackung nach Unterabschnitt

4.1.5.18, die Zulassung der Verpackung nach Unterabschnitt

4.1.4.1 Verpackungsanweisung P 101 und die Zulassung

der Bauart von Behältern und Abteilen nach Unterabschnitt

7.5.2.2 Fußnote a), soweit es sich nicht um den militärischen

Bereich handelt;

10. die Zulassung organischer Peroxide zur Beförderung in Groß-

packmitteln (IBC) nach Absatz 4.1.7.2.2 und die Festlegung

von Bedingungen nach Abschnitt 6.8.4 Buchstabe c Son-

dervorschrift TA 2;

11. die Entscheidung über das Zusammenpacken von Gegen-

ständen der Klasse 1 Verträglichkeitsgruppe D oder E mit

ihren eigenen Zündmitteln nach Unterabschnitt 4.1.10.4 Son-

dervorschrift MP 21, soweit es sich nicht um den militäri-

schen Bereich handelt;

12. die Prüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Bau-

musterzulassung von ortsbeweglichen Tanks, Tankcontai-

nern und Gascontainern mit mehreren Elementen (MEGC)

nach Kapitel 4.2, 4.3, 6.7 und 6.8, in Bezug auf Absatz 4.3.3.2.5

im Einvernehmen mit der Physikalisch-Technischen Bundes-

anstalt sowie die Zulassung der Schüttgut-Container nach

Unterabschnitt 6.11.4.4;

13. die Prüfung und Zulassung radioaktiver Stoffe in besonderer

Form nach Absatz 5.1.5.3.1 in Verbindung mit -Unterabschnitt

6.4.22.5 Satz 1 und die Bestätigung nach Unterabschnitt

6.4.22.6 Buchstabe a und die Zulassung der Bauart von Ver-

packungen für nicht spaltbares oder spaltbares freigestelltes

Uraniumhexafluorid nach Absatz 5.1.5.3.1 in Verbindung mit

Unterabschnitt 6.4.22.1 und die Bestätigung nach Unterab-

schnitt 6.4.22.6 Buchstabe a;

14. die Prüfung und Zulassung der Bauart gering dispergierbarer

radioaktiver Stoffe nach Absatz 5.1.5.3.1 in Verbindung mit

Unterabschnitt 6.4.22.5 Satz 2 und die Bestätigung nach

Unterabschnitt 6.4.22.6 Buchstabe a im Einvernehmen mit

dem Bundesamt für Strahlenschutz;

15. die Anerkennung und Überwachung von Qualitätssiche-

rungsprogrammen für die Fertigung und Prüfung von Verpa-

ckungen, Großpackmitteln (IBC) und Großverpackungen

sowie die Anerkennung von Inspektionsstellen für die Prü-

fung der Funktionsfähigkeit und Wirksamkeit der Qualitätssi-

cherungsprogramme nach Unterabschnitt 6.1.1.4, Absatz

6.5.1.6.1 und Unterabschnitt 6.6.1.2 und für die wiederkeh-

rende Inspektion von Großpackmitteln (IBC) nach Absatz

6.5.1.6.4;

16. die Genehmigung neuer Aluminiumlegierungen nach Absatz

6.2.1.5.2;

17. die Zulassung des Prüfverfahrens für Aluminiumlegierungen

nach Absatz 6.2.3.2.2;

18. die Bauartprüfung zulassungspflichtiger Versandstücke für

radioaktive Stoffe nach Kapitel 6.4;

19. die Überwachung qualitätssichernder Maßnahmen für die

Konstruktion, Herstellung, Prüfung, Dokumentation und In-

spektion zulassungspflichtiger Versandstücke für radioaktive

Stoffe nach Kapitel 6.4 in Verbindung mit Abschnitt 1.7.3;

20. die Anerkennung und Überwachung von Qualitätssiche-

rungsprogrammen für die Auslegung, Herstellung, Prüfung,

Dokumentation, den Gebrauch, die Wartung und Inspektion

von prüfpflichtigen Versandstücken für radioaktive Stoffe nach

Kapitel 6.4 in Verbindung mit Abschnitt 1.7.3;

21. die Fälle, in denen nach Kapitel 2.2, 3.3 - ausgenommen

Abschnitt 3.3.1 Sondervorschrift 283 -, 4.1 - ausgenommen

Unterabschnitt 4.1.4.1 Verpackungsanweisung P 200, P 201

und P 203 -, 4.2 - ausgenommen Unterabschnitt 4.2.1.8,

4.2.2.5, 4.2.3.4 -, 4.3 - ausgenommen Absatz 4.3.3.2.5 -,

6.7 - ausgenommen Absatz 6.7.2.19.6 Buchstabe b,

6.7.4.14.6 Buchstabe b - und Kapitel 6.9, bestimmte Aufga-

ben einer zuständigen Behörde zugewiesen sind und für die

keine Bestimmung nach § 6 dieser Verordnung erfolgt ist;

22. die Genehmigung der Klassifizierung und Beförderung von

nicht sensibilisierten Emulsionen, Suspensionen und Gelen

nach Abschnitt 3.3.1 Sondervorschrift 309;

23. die Zulassung zur Beförderung nach Absatz 4.1.3.8.1;

24. für das System für die Konformitätsbewertung nach Absatz

6.2.5.6.2, die Ausstellung von Bescheinigungen nach Ab-

satz 6.2.5.6.2.5, die Überprüfung des Qualitätssicherungs-

systems nach Absatz 6.2.5.6.3.2 Satz 1 und 3, die Aufrech-

terhaltung des Qualitätssicherungssystems nach Absatz

6.2.5.6.3.3 Satz 3, die Baumusterzulassungsbescheinigung

nach Absatz 6.2.5.6.4.2, 6.2.5.6.4.5, 6.2.5.6.4.9 Satz 2 und

3;

25. für das Zulassungssystem für die wiederkehrende Inspektion

und Prüfung nach Absatz 6.2.5.7.2.1, 6.2.5.7.2.2,

6.2.5.7.2.3, 6.2.5.7.3.1, 6.2.5.7.3.2, 6.2.5.7.4.3, 6.2.5.7.4.5,

6.2.5.7.4.6 Satz 4, für Mitteilungen nach Absatz 6.2.5.6.4.11

und 6.2.5.7.4.7 sowie für die Zulassung von Inspektionsstel-

len nach Absatz 6.2.5.7.4.4, für Aufgaben zu Prüfungen und

Inspektionen nach Absatz 6.2.5.6.2.5, Absatz 6.2.5.6.3.2 Satz

3 und 4, 6.2.5.6.4.4, 6.2.5.6.4.9 Satz 1 und 2, 6.2.5.6.5,

6.2.5.7.4.1 Satz 1 und 3, 6.2.5.7.2.2, 6.2.5.7.2.3, 6.2.5.7.2.4

zur Produktionskontrolle und Produktionsbescheinigung nach

Absatz 6.2.5.6.5, 6.2.5.7.3.3, 6.2.5.7.5 im Benehmen mit

der nach Landesrecht für die Akkreditierung von Prüf- und

Zulassungsstellen zuständigen Behörde;

26. das technische Regelwerk nach Absatz 6.2.1.3.3.5.4, Ab-

schnitt 6.2.3, Absatz 6.7.2.2.1 Satz 1, 6.7.3.2.1 Satz 1,

6.7.4.2.1 Satz 1, 6.7.5.2.9, 6.8.2.1.4 und Unterabschnitt

6.8.2.7 und 6.8.3.7 Satz 1 im Einvernehmen mit dem Bun-

desministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen und

27. die Anwendung alternativer Vereinbarungen nach Unterab-

schnitt 6.11.2.4.

(5) Die für Prüfungen von Anlagen nach § 2 Abs. 7 Satz 1 Nr. 2,

3, 6 oder 9 des Geräte und Produktsicherheitsgesetzes vom 6.

Januar 2004 (BGBl. I S. 2) zugelassenen Überwachungsstellen

im Sinne des § 21 Abs. 2 bis 4 Satz 1 und Abs. 5 des Geräte- und
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Produktsicherheitsgesetzes, die von der zuständigen obersten

Landesbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle benannt

oder die bei einer nach Landesrecht zuständigen Stelle tätig

sind, sind für die Durchführung dieser Verordnung zuständig für

2. die Baumusterprüfung von

c) Tanks aus faserverstärkten Kunststoffen nach Unterab-

schnitt 6.9.4.1 in Verbindung mit Kapitel 4.4 ADR und

Tankcontainer aus faserverstärkten Kunststoffen nach

Unterabschnitt 6.9.4.1 in Verbindung mit Kapitel 4.4 im

Einvernehmen mit der Bundesanstalt für Materialfor-

schung und -prüfung,

4. Aufgaben nach Absatz 4.3.3.2.5 - im Einvernehmen mit der

Physikalisch-Technischen Bundesanstalt -, 6.7.2.6.3,

6.7.2.10.1, 6.7.2.19.10, 6.7.3.15.10, 6.8.2.2.10, 6.8.3.4.4,

6.8.3.4.7, 6.8.3.4.8, Abschnitt 6.8.4 Buchstabe b und d Son-

dervorschrift TT 2 und TT 7 - im Einvernehmen mit der Bun-

desanstalt für Materialforschung und -prüfung - und Absatz

6.8.5.2.2

….

(7) Die von der Bundesanstalt für Materialforschung und -prü-

fung nach § 6 Abs. 5 der Gefahrgutverordnung See anerkann-

ten Sachverständigen sind für die Durchführung dieser Verord-

nung zuständig für

 1. die Baumusterprüfung von ortsbeweglichen Tanks und UN-

Gascontainern mit mehreren Elementen (MEGC) nach Ab-

satz 6.7.2.18.1, 6.7.3.14.1, 6.7.4.13.1 und 6.7.5.11.1 in Ver-

bindung mit Kapitel 4.2 und Absatz 6.7.2.19.9, 6.7.3.15.9,

6.7.4.14.10 und 6.7.5.12.7 und von Tankcontainern, Tank-

wechselaufbauten (Tankwechselbehältern) und Gascontai-

nern mit mehreren Elementen (MEGC) nach Absatz 6.8.2.3.1

in Verbindung mit Kapitel 4.3;

2. die erstmalige, wiederkehrende und außerordentliche Prü-

fung von ortsbeweglichen Tanks und UN-Gascontainern mit

mehreren Elementen (MEGC) nach Absatz 6.7.2.19.9,

6.7.3.15.9, 6.7.4.14.10 und 6.7.5.12.7 in Verbindung mit

Absatz 6.7.2.6.3, 6.7.2.10.1, 6.7.3.15.10, 6.7.4.5.10,

6.7.4.14.11 und 6.7.5.12.2 und von Tankcontainern, Tank-

wechselaufbauten (Tankwechselbehältern) und Gascontai-

nern mit mehreren Elementen (MEGC) nach Absatz 6.8.2.4.5,

6.8.3.4.7, 6.8.3.4.8, 6.8.3.4.12, 6.8.3.4.16 in Verbindung mit

Abschnitt 6.8.4 Buchstabe d Sondervorschrift TT 2 und

3. Aufgaben zur Prüfung von ortsbeweglichen Tanks, Tank-

containern, Tankwechselaufbauten (Tankwechselbehältern)

und Gascontainern mit mehreren Elementen (MEGC) nach

Absatz 4.3.3.2.5 - im Einvernehmen mit der Physikalisch-

Technischen Bundesanstalt -, 6.7.2.6.3, 6.7.2.10.1,

6.7.2.19.10, 6.7.3.15.10, 6.8.2.2.10, 6.8.3.4.4, 6.8.3.4.7,

6.8.3.4.8, Abschnitt 6.8.4 Buchstabe b und d Sondervor-

schrift TT 2 und TT 7 - im Einvernehmen mit der Bundesan-

stalt für Materialforschung und -prüfung - und Absatz

6.8.5.2.2.

(15) Im Schienenverkehr ist das Eisenbahn-Bundesamt für die

Durchführung dieser Verordnung zuständig für

12. die Festlegung der Bedingungen oder Genehmigung eines

Prüfprogramms nach Abschnitt 6.8.4 Buchstabe c und d

Sondervorschrift TA 2 und TT 7 RID jeweils im Einvernehmen

mit der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung     …

§ 25 Verordnung über den Schutz
vor Schäden durch ionisierende Strahlen

(Strahlenschutzverordnung)
Verfahren der Bauartzulassung

(2) Die Zulassungsbehörde hat vor ihrer Entscheidung auf Kos-

ten des Antragstellers eine Bauartprüfung durch die Physika-

lisch-Technische Bundesanstalt unter Beteiligung der Bundes-

anstalt für Materialforschung und -prüfung zu Fragen der Dicht-

heit, der Werkstoffauswahl und der Konstruktion der Umhüllung

des radioaktiven Stoffes sowie der Qualitätssicherung zu veran-

lassen. Der Antragsteller hat der Physikalisch-Technischen Bun-

desanstalt und der Bundesanstalt für Materialforschung und -

prüfung auf Verlangen die zur Prüfung erforderlichen Baumus-

ter zu überlassen.

§ 12j Chemikaliengesetz – ChemG
Zulassungsstelle, Bewertung,

Verordnungsermächtigung

(2) Die Zulassungsstelle entscheidet über das Vorliegen der Zu-

lassungsvoraussetzungen

1. nach § 12b Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b und c im Einverneh-

men mit dem Bundesinstitut für Risikobewertung,

2. nach § 12b Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe c, soweit Auswirkungen

auf den Menschen am Arbeitsplatz zu bewerten sind, im

Einvernehmen mit der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und

Arbeitsmedizin, die insoweit der Fachaufsicht des Bundes-

ministeriums für Arbeit und Soziales unterliegt, und

3. nach § 12b Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe d im Einvernehmen mit

dem Umweltbundesamt.

Soweit bei einer der in Satz 1 genannten Behörden, bei der

Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft, bei

der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung oder beim

Robert-Koch-Institut besondere Fachkenntnisse zur Beurteilung

der Wirksamkeit eines Biozid-Produktes vorliegen, kann die

Zulassungsstelle zur Entscheidung über das Vorliegen der Zu-

lassungsvoraussetzungen nach § 12b Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a

eine Stellungnahme dieser Behörde einholen.

§ 10 Beschussgesetz – BeschG
Zulassung von pyrotechnischer Munition

1. Pyrotechnische Munition einschließlich der mit ihr fest ver-

bundenen Antriebsvorrichtung darf nur dann in den Gel-

tungsbereich dieses Gesetzes verbracht oder gewerbsmä-

ßig hergestellt werden, wenn sie ihrer Beschaffenheit, Zu-

sammensetzung und Bezeichnung nach von der zuständigen

Behörde zugelassen ist.

2.  Bei pyrotechnischer Munition, die nach Absatz 1 zugelas-

sen ist, sind neben der gesetzlich vorgeschriebenen Kenn-

zeichnung die Verwendungshinweise anzubringen. Soweit

sich die Verwendungshinweise auf der einzelnen Munition

nicht anbringen lassen, sind sie auf der kleinsten Verpa-

ckungseinheit anzubringen.

3. Die Zulassung ist zu versagen,

1. soweit der Schutz von Leben, Gesundheit oder Sachgü-

tern des Benutzers oder Dritter bei bestimmungsgemäßer

Verwendung nicht gewährleistet ist,

2. wenn die Munition den Anforderungen an die Zusam-

mensetzung, Beschaffenheit, Maße, den höchsten Ge-

brauchsgasdruck und die Bezeichnung gemäß einer nach

§ 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 erlassenen Rechtsverordnung

nicht entspricht,

3. soweit die Munition in ihrer Wirkungsweise, Brauchbar-

keit und Beständigkeit dem jeweiligen Stand der Technik

nicht entspricht,

4. wenn der Antragsteller auf Grund seiner betrieblichen Aus-

stattung oder wegen eines unzureichenden Qualitätssi-

cherungssystems nicht in der Lage ist, dafür zu sorgen,

dass die nach gefertigte Munition in ihrer Zusammenset-

zung und Beschaffenheit nach dem zugelassenen Mus-

ter hergestellt wird.

§ 13 BeschG
Ausnahmen in Einzelfällen

Die für die Zulassung jeweils zuständige Behörde kann im Ein-

zelfall Ausnahmen von dem Erfordernis der Prüfung und Zulas-

sung nach § 7 Abs. 1, § 8 Abs. 1, § 9 Abs. 1, § 10 Abs. 1 oder §

11 Abs. 1 bewilligen oder Abweichungen von den Versagungs-

gründen des § 7 Abs. 3 oder 4, des § 8 Abs. 2 oder 3, des § 10

Abs. 3 Nr. 2 bis 4 oder des § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 zulassen,

wenn öffentliche Interessen nicht entgegenstehen.
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§ 20 BeschG
Zuständigkeiten

3. Zuständig für die Zulassung der in den §§ 7 und 8 und die

Prüfung der in § 9 Abs. 4 bezeichneten Schusswaffen und

technischen Gegenstände ist die Physikalisch-Technische

Bundesanstalt; ihr gegenüber sind auch die Anzeigen nach §

9 Abs. 2 zu machen. Für die Prüfung und Zulassung der in §

10 bezeichneten pyrotechnischen Munition ist die Bundesan-

stalt für Materialforschung und--prüfung zuständig.

§ 25 Verordnung über den Schutz vor Schäden
durch ionisierende Strahlen – StrlSchV

(2) Die Zulassungsbehörde hat vor ihrer Entscheidung auf Kosten

des Antragstellers eine Bauartprüfung durch die Physikalisch-Tech-

nische Bundesanstalt unter Beteiligung der Bundesanstalt für Ma-

terialforschung und -prüfung zu Fragen der Dichtheit, der Werk-

stoffauswahl und der Konstruktion der Umhüllung des radioakti-

ven Stoffes sowie der Qualitätssicherung zu veranlassen. Der

Antragsteller hat der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt und

der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung     auf Verlan-

gen die zur Prüfung erforderlichen Baumuster zu überlassen.

§ 11 Verordnung über ortsbewegliche Druckgeräte
OrtsdruckV – OrtsDruckV

Besondere Zuständigkeiten

(1) Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung und das

Eisenbahn-Bundesamt richten, soweit es bei der Durchführung

dieser Verordnung um die Wahrnehmung von Aufgaben nach

dem Gefahrgutbeförderungsgesetz geht, nach Maßgabe der An-

lage 1 jeweils eine zugelassene Stelle ein. Diese darf die in Anlage

2 beschriebenen Aufgaben und Tätigkeiten wahrnehmen. Soweit

von der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung und

dem Eisenbahn-Bundesamt außerhalb der Tätigkeit als zugelas-

sene Stelle hoheitliche Aufgaben im Zusammenhang mit der Be-

förderung gefährlicher Güter wahrgenommen werden, bleibt die

Fachaufsicht des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Woh-

nungswesen unberührt.

(3) Für die Überwachung sind, soweit es bei der Durchführung

dieser Verordnung um die Wahrnehmung von Aufgaben nach

dem Gefahrgutbeförderungsgesetz geht, zuständig

1. die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung für Tanks

von Tankcontainern und für ortsbewegliche Tanks,

2. das Eisenbahnbundesamt für Gefäße und Tanks von Batte-

riewagen, für Tanks von Eisenbahnkesselwagen und für ab-

nehmbare Tanks,

3. die vom Bundesministerium der Verteidigung bestimmte Stelle

für ortsbewegliche Druckgeräte des militärischen Bereichs,

die nach dieser Verordnung konformitätsbewertet und geprüft

worden sind und von der Bundeswehr oder ausländischen

Streitkräften für eigene Zwecke für die Beförderung gefährli-

cher Güter verwendet werden und

4. die nach Landesrecht zuständigen Behörden gemäß § 8 Abs.

1 Satz 1 des Geräte- und Produktsicherheitsgesetzes für übri-

ge ortsbewegliche Druckgeräte.

(4) Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswe-

sen koordiniert die Überwachung durch die in Absatz 3 Nr. 1 bis 3

genannten Behörden und beteiligt die in Absatz 3 Nr. 4 genannten

Behörden. In Tagungen zur Koordinierung führt das Bundesminis-

terium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen den Vorsitz, das

Sekretariat führt die Bundesanstalt für Materialforschung und -

prüfung. Die Tagungen finden mindestens einmal jährlich statt.

Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung     erstellt

einmal jährlich einen Bericht über die  Überwachung.

Anlage 2 OrtsDruckV (zu § 11 Abs. 1)
Aufgaben der zugelassenen Stellen

nach § 11 Abs. 1

(1) Die zugelassene Stelle bei der Bundesanstalt für Materialfor-

schung und -prüfung darf Konformitätsbewertungen und Prüfun-

gen von ortsbeweglichen Druckgeräten, ausgenommen Aufsetz-

tanks, Tanks oder Gefäße von Batterie-Fahrzeugen und Batterie-

wagen, Tanks von Eisenbahnkesselwagen und Tankfahrzeugen,

einschließlich der Ventile und Ausrüstungsteile mit unmittelbarer

Sicherheitsfunktion durchführen. Für die Konformitätsbewertung

von Gefäßen gilt dies nur, wenn die Konformität des Baumusters

ortsbeweglicher Druckgeräte gleichzeitig für die Kennzeichnung

und die Beförderung gefährlicher Güter mit Seeschiffen bewertet

werden soll.

§ 78 Luftverkehrszulassungsverordnung – LuftVZO

3. Verpackungen zum Transport gefährlicher Güter mit Ausnah-

me der Klasse 7 (radioaktive Stoffe) bedürfen der Zulassung

durch die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung

(BAM). Verpackungen zum Transport gefährlicher Güter der

Klasse 7 bedürfen der Zulassung und der Beförderungsgeneh-

migung durch das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS), soweit

diese nach der JAR-OPS 1 deutsch oder JAR-OPS 3 deutsch

festgelegt sind, ansonsten der Bauartprüfung durch den Her-

steller auf der Basis eines von der BAM genehmigten Qualitäts-

sicherungsprogrammes.

7.9 International Maritime Dangerous Goods Code
Competent Authority

7.9.1 Approvals, permits, or certificates issued by the competent

authority or body authorized by and under the responsibility

of that competent authority should be recognized by other

countries where such issue is referred to in this Code.

…

7.9.3 Addresses in individual countries to which inquiries regarding

competent authority approvals can be referred are given in

this chapter.

List of contact names and addresses of the offices of designated

national competent authorities

…

Federal Institute for Materials Research and Testing for dangerous

goods an packagings, IBCs and multimodal tankcontainers

Stand: November 2006
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